
Europa und Österreich im Speziel-
len sind stark von gemischten Mi-
grationsströmen betroffen – von il-

legaler Migration aus unterschiedlichs -
ten Motiven. Im Jahr 2011 wurden in
Österreich 21.232 illegale Migrantin-
nen und Migranten aufgegriffen, das
sind um 27 Prozent mehr als im Jahr
davor. Einhergehend mit dem Anstieg
der Schlepperkriminalität sind in
Österreich die Asylantragszahlen in die
Höhe geschnellt. Im Jahr 2011 gab es
14.426 Asylanträge, um 31 Prozent
mehr als 2010. 

„In Zeiten von knappen Ressourcen
brauchen wir ein System, das effizien-
ter mit den vorhandenen Möglichkeiten
auskommt. Wir müssen jetzt zusam-
menziehen, was zusammengehört, un-
nötige Wege abbauen und Strukturen
verschlanken“, sagt Mag. Wolfgang
Taucher, Direktor des Bundesasylamts
und Leiter des Projekts zur Errichtung
eines Bundesamts für Fremdenwesen
und Asyl. 

Innenministerin Mag.a Johanna
 Mikl-Leitner erteilte am 19. Juni 2011
den Projektauftrag zur Errichtung einer
Behörde, in der die asyl- und fremden-
rechtlichen Agenden erster Instanz ge-
bündelt werden. Darauf hatte sich zuvor

die Bundesregierung bei einer Regie-
rungsklausur geeinigt und darüber wa-
ren sich auch die Bundesregierung und
die Landeshauptleute bei ihrem Gipfel-
treffen am 21. Oktober 2011 einig.

Das Bundesamt für Fremdenwesen
und Asyl (BFA) wird als eine dem Bun-
desministerium für Inneres unmittelbar
nachgeordnete Behörde eingerichtet.
Es wird eine Zentrale in Wien und je-
denfalls eine Regionaldirektion in je-
dem Bundesland haben. „Mit der Bün-
delung der Kompetenzen in einem Amt
gehen wir einen längst notwendigen,
europäischen Weg. Die Schaffung des

neuen Amtes ist
daher auch eine
wichtige Säule in
der Umsetzung
der INNEN.SI-
CHER.2012-Stra-
tegie“, erläutert
Taucher. Durch
die Bündelung
der Prozesse bei
einer Behörde
entfallen unnöti-
ge Schnittstellen
und Parallelstruk-
turen. Die Gefahr

eines Informationsverlustes wird mini-
miert. Da nur mehr eine Behörde für
die Anträge zuständig ist, entfallen vie-
le Informationsroutinen zu anderen
Behörden. Durch die Synergien werden
nicht nur Kosten reduziert, sondern
auch interne Kommunikationswege
vereinfacht und vereinheitlicht. Polizi-
stinnen und Polizis ten werden in ihrer
täglichen Arbeit von diesem neu ge-
schaffenen aufgrund eines klaren An-
sprechpartners Amt profitieren.  

Wesentliche Aufgaben des neuen
Bundesamts werden die Durchführung
von erstinstanzlichen asyl- und frem-
denrechtlichen Verfahren sein – mit
Ausnahme der Strafverfahren und Vi-
sa-Angelegenheiten – sowie die Ertei-
lung von Aufenthaltstiteln aus berück-
sichtigungswürdigen Gründen.

Die Bereiche Integration, Auslän-
derbeschäftigung, Grenzkontrollwesen,
Kriminal- und Sicherheitspolizei, der
Vollzug in den Polizeianhaltezentren
(PAZ) sowie der Abschiebeprozess
werden nicht in die Zuständigkeit des
neuen Bundesamtes fallen. Ebenso
zählen alle Kompetenzen aus dem Nie-
derlassungs- und Aufenthaltsgesetz
(NAG) im Bereich der legalen Migrati-
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Wesentliche Aufgaben des neuen Bundesamts werden erstinstanzliche asyl- und fremdenrechtliche Verfahren sein.

Bündelung der Kompetenzen
Im Bundesministerium für Inneres entsteht ein neues Kompetenzcenter für Asyl 

und illegale Migration – das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl (BFA).

A S Y L -  U N D  F R E M D E N W E S E N

Wolfgang Taucher:
„Wir müssen zu-
sammenziehen, was
zusammengehört.“ 
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on nicht zu den Aufgaben des neuen
Amtes, die über den Aufenthaltstitel
aus berücksichtigungswürdigen Grün-
den hinausgehen. Diese Aufgaben ver-
bleiben bei den allein zuständigen
Behörden nach dem Niederlassungs-
und Aufenthaltsgesetz in den Bundes-
ländern. „Das garantiert einen bundes-
weit einheitlichen Vollzug, rasche Ver-
fahren und es gewährleistet Sicher-
heit“, betont Taucher. 

„Fremdenpolizei-Neu“. Die gesetzli-
che Grundstruktur des BFA soll ein
BFA-Einrichtungsgesetz bilden. Die
verschiedenen Kompetenzen des BFA
werden in einem BFA-Verfahrensge-
setz gebündelt, ohne dabei wesentliche
Änderungen der materiellen Bestim-
mungen vorzunehmen. Jene Angele-
genheiten, die weiterhin und unverän-
dert bei den Fremdenpolizeibehörden
verbleiben, bilden künftig die „Frem-
denpolizei-Neu“: Visaverfahren, Straf-
verfahren, Zurückweisungen, Zurück-
schiebungen, Durchbeförderung sowie
die Kontrolle des Aufenthalts. In dieser
Form werden auch sicherheitsbehördli-
che Aufgaben der „Fremdenpolizei-
Neu“ von den verwaltungsbehördli-
chen Aufgaben des BFA getrennt sein. 

Das BFA wird im NAG-Bereich aus-
schließlich zuständig sein für Aufent-
haltsrechte aus humanitären Gründen,
etwa aufgrund eines berücksichti-
gungswürdigen Familien- und Privatle-
bens in Österreich, für Aufenthaltstitel
in besonders berücksichtigungswürdi-
gen Fällen oder für die „Aufenthaltsbe-
rechtigung besonderer Schutz“. Alle
darüber hinausgehenden Kompetenzen
aus dem Niederlassungs- und Aufent-
haltsgesetz im Bereich der legalen Mi-
gration sollen in der mittelbaren Bun-
desverwaltung bei den NAG-Behörden
bleiben. So entsteht ein Kompetenz-
center in Fragen Asyl und illegaler Mi-
gration, das Rechtsstaatlichkeit bei ho-
her Qualität gewährleisten soll. 

Begutachtung. Die auf Regierungse-
bene abgestimmten Gesetzesentwürfe
für das Bundesamt für Fremdenwesen
und Asyl wurden am 4. April 2012 aus
dem Innenministerium zur Begutach-
tung an 155 Stellen versendet. Exper-
ten des Innenministeriums werden pa -
rallel zum Begutachtungsprozess Ge-
spräche mit den wesentlichen An-
sprechpartnern führen. Die Begutach-
tungsfrist endet am 15. Mai 2012.
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